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Rechtssatz; Hat sich der“Beklagte im Verlaufe des Rechts­
streits bedingungslos und unter Übernahme einer 
angemessenen Konventionalstrafe verpflichtet, 
eine vom Kläger beanstandete Patentberühmung zu 
unterlassen, so ist es Sache des tatrichterlichen 
Ermessens zu beurteilen, ob und inwieweit der Be­
weggrund, aus dem heraus der Beklagte die Er­
klärung abgegeben hat, für die Erhstlichkeit der 
Erklärung und damit für die Wiederholungsgefahr 
von Bedeutung ist. Ein Rechtssatz, die Wiederho­
lungsgefahr könne nur geleugnet werden, wenn der 

, Beklagte die Erklärung aus besserer Einsicht,
d,ho in innerer Anerkennung des besseren Rechts 
des Klägers und nicht unter dem Drucke des Rechts­
streits abgegeben habe, besteht nicht. Anders wohl 
RGZ 148, 114. '
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$rktindet am 28« Januar 1955 
runau, Justizober Sekretär 
Is Urkundsbeamter der Geschäfts 
telle

"7J~

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

der Firma B O f l B P  W  _ _ _ _____________Äes^zlichvertreten durch die Fi_rma~ll e ^ ^ M i ^ ^ ^ ^  Sei____
f l H P I K  |[.V. in (HoflBI^), diese vertreten durch
ihre Direktoren Willem Carolus Maria v s  Paulus Petrus
Gerardus Maria v #  Carolus Antonius vi

Klägerin und Revisionsklägerin,
- Prozessbevollmächtigt'er: Rechtsanwalt

gegen
t

den Inhaber eines Ingenieur-Büro spritz Bernhard 
in B|Hp. (Scb^HM , Safllstrasse ■} •,

Beklagten und Revisionsbeklagteh,
- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Justizrat Dr.

hat der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 28« Januar 1955 unter Mitwirkung des 
Präsidenten des Bundesgerichtshofs Dr.h.c. Weinkauff und der 
Bundesrichter Dr« Bock, Dr« Rastelski, Dr. Christoph und 
Dr. Weiss

für Recht erkannt:
Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 

2. Zivilsenats des Öberlandesgerichts in Düsseldorf vom 
13. Februar 1953 wird auf Kasten der Klägerin zurückge- 

. wiesen.
Von Rechts wegen
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TatbestandJ

Die Klägerin, eine holländische Firma, verfügt über ein 
Verfahren zur vollautomatischen Herstellung von Schraubenmut- 

& tern und ähnlichen Metallformteileno Sie ist bestrebt, im Bun- 
f desgebiet Lizenz Verhandlungen mit deutschen Firmen zwecks Fabri­
kation einer Spezialpresse .aufzuhehmen, die der Herstellung 
f-der genannten Metallformteile dieneii soll. Der Beklagte, der 
; die schweizerische Staatsangehörigkeit bes'itzt, richtete durch 
f Schreiben seines Patentanwalts vom 4* Februar 1950 an die Ma­

schinenfabrik in eine mit der
Klägerin in Verbindung stehende Firma, die Warnung, dass die 
beabsichtigte Fabrikation mit seinen Schutzrechten aller Wahr-: 
scheinlichkeit nach in Konflikt käme. Er besitze prinzipielle 
Ansprüche auf ein Verfahren zur Herstellung .von profilierten mit 
mindestens einem Loche versehenen Serienartikeln, Den genannten 
Patentansprüchen liege der prinzipielle Gedanke zugrunde, das 
Verfahren in drei Arbeitsgängen durchzuf ühren," Schon jetzt 
mache er auf die allen Beteiligten drohenden Folgen einer Ver­
letzung seiner Ansprüche aufmerksam, Ähnliche Verwarnungen rich­
tete er an zwei weitere Firmen im Bundesgebiet, die an dem Ver­
fahren der Klägerin interessiert waren. Auf die Anfrage der Fir­
ma & A f l U P ,  welche Schutzrechte des Beklagten die
Presse der Klägerin verletze, antwortete der Patentanwalt, er wer­
de nach Rückkehr des Beklagten auf die Angelegenheit zurück­
kommen, Die in Aussicht gestellte Stellungnahme blieb jedoch 
aus.

n

Der Beklagte besitzt das am 15. April 1952 eingetragene 
Schweizer Patent Kr 250540 betr» “Verfahren zur Herstellung 

- -vion profilierten mit mindestens einem Loche versehenen.Serien-

vH
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artikeln." Das diesem Patent zugrunde liegende Verfahren ist 
am 3o November 1942 auch beim Reichspatentamt angemeldet und 
unter dem Aktenzeichen I 845 I b/49 i vom Deutschen Patentamt 
bekannt gemacht worden« Auf Einspruch der Klägerin wurde es 
durch Beschluss vom 16, Juni 1952 versagt «'Der Beklagte hat ge-| 
gen die Versagung Beschwerde eingelegt«

Die Klägerin hat beantragt, dem Beklagten zu verbieten, 
die Behauptung aufzustellen, das/^fer Klägerin ausgearbeitete 
Verfahren zur Herstellung von Metallgegenständen, insbesondere 
Schraubmuttern und die für dieses Verfahren bestimmten Maschi­
nen verstiesse gegen, die in der Deutschen Bundesrepublik zu 
beachtenden Schutzrechte der Beklagten (II a), insbesondere 
zu behaupten, er besitze prinzipielle Ansprüche auf ein Ver­
fahren zur Herstellung von profilierten, mit mindestens einem 
Loche versehenen Serienartikeln und seinen Patentansprüchen 
liege der prinzipielle Gedanke zugrunde, das Verfahren in drei 
Arbeitsgängen durchzuführen (I 1 b)« Weiterhin hat die Klägerin 
Auskunftserteilung und Feststellung der Schadensersatzpflicht 
begehrt (i 2 und II)«

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt« Er hat vorge­
tragen, die Klägerin ahme in unlauterer rnid sittenwidriger Wei­
se das ihm in der Schweiz geschützte und in Deutschland zum Pa­
tent angemeldete Verfahren nach« Dessen ungeachtet hat er sich 
jedoch verpflichtet, für die Dauer des Rechtsstreits jede War­
nung Dritten gegenüber zu unterlassen und hat sich bereit er­
klärt, diese Verpflichtung, deren Verletzung unter Vertrags­
strafe gestellt werden möge, zu gerichtlichem Protokoll zu 
wiederholen«.

Burch Teilurteil vom 15. Februar 1951 hat das Landgericht 
dem Klageantrag zu I 1 a mit der Einschränkung entsprochen, daß 
dem Beklagten untersagt ist, zu behaupten, das Verfahren der



Klägerin verstiesse gegen, in der Deutschen Bundesrepublik .jetzt,, 
oder demnächst zu beachtende Schutzrechte des Beklagten und 
weiter den Beklagten in diesem Umfang zur Auskunftserteilung 
zu verurteilen. Durch das nachfolgende Schlussurteil vom 7. 
Februar 1952*hat das Landgericht der Klage in vollem Umfang 
stattgegeben, Gegen beide Urteile des Landgerichts hat der Be­
klagte Berufung eingelegt.

In der Berufungsinstanz hat sich durch übereinstimmende 
Parteierklärung der Unterlassungsanspruch, soweit über ihn durch 
das'feilurteil des Landgerichts vom 15* Februar 1951 entschie­
den worden ist, der Anspruch auf Auskunftserteilung sowie der 
Anspruch auf Feststellung der Schadensersatzpflicht erledigt,
Vor Eintritt in die mündliche Verhandlung vom 17» Oktober 1952 
hat der Beklagte folgende Verpflichtungserklörung zu gericht­
lichem Protokoll gegeben*

MIch.verpflichte mich', es zu unterlassen, die Behauptung 
aufzustellen und zu verbreiten,
a) das von der Klägerin ausgearbeitete Verfahren zur 

Herstellung von Metallgegenständen, insbesondere Schrau­
benmuttern . und die für dieses Verfahren bestimm­
ten Maschinen verstiessen gegen in der Deutschen Bun­
desrepublik zu beachtende, mir zustehende Schutzrechte,

b) daß ich prinzipielle Ansprüche auf ein Verfahren zur 
Herstellung von profilierten mit mindestens 1 Loch ver­
sehenen Serienartikeln besässe und dass meinen Patent­
ansprüchen der prinzipielle Gedanke zugrunde liege,
das Verfahren in drei Arbeitsgängen durchzuführen,n

Weiterhin hat er die Erklärung abgegeben, ‘er unterwerfe sich 
für jeden Fall der Zuwiderhandlung einer Konventionalstrafe 
von 3<-000 DM. Anschliessend hat er auch den Unterlassungsantrag,
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soweit über diesen durch das Schlussurteil des Landgerichts 
entschieden worden ist, in der Hauptsache für erledigt erklär 
Die Klägerin hat einen weiteren Feststellungsantrag verlesen. 
In der Schlussverhandlüng hat sie hierzu erklärt, dass sie de 
Unterlassungsanspruch nicht in der Hauptsache für erledigt er 
klärt habe.

Der Beklagte hat beantragt, unter Abänderung des angefocis 
tenen Schlussurteils den Unterlassungsantrag, soweit das Schi 
urteil über diesen entschieden hat, äbzuwäisen, Die Klägerin 
beantragt, die Berufung zurückzuweisen und Über den Unter läs- 
sungsanspruch des Schlussurteils hinaus weiter festzustellen,.

•

dass der Beklagte nicht berechtigt sei, der Klägerin oder dere 
Lizenznehmerinnen auf Grund seiner deutschen Patentanmeldung 
I 845 I b/49 i zu untersagen, ein Verfahren zur Herstellung . 
von Schraubenmuttern gemäss der deutschen Patentanmeldung 
p 42373 I b/49 i D zu benutzen oder zu lizenzieren, sowie die 
Herstellung, den Vertrieb und die Lizenzierung von Maschinen 
zur Ausübung eines solchen Verfahrens, Schliesslich hat sie be 
antragt, den Beklagten zur Zahlung von 50.000 DM an die Kläger 
zu verurteilen.

Der Beklagte hat den weiteren Feststellungsantrag unter 
Verwahrung gegen die Kostenlast anerkannt. Gegenüber dem Antr 
auf Zahlung eines Schadensersatzes hat er- Klageabweisung bean 
tragt.

Der Beklagte hat ausgeführt, dass eine Wiederholungsgef* 
durch die von ihm abgegebene Verpflichtungserklärung beseitigt 
sei, so dass der Unterlassungsantrag nicht mehr durchdringen 
könne. Auch habe er bereits schriftliche Verpflichtungserklä- 
rungen den von ihm verwarnten drei Firmen zugehen lassen, Gege 
über dem nunmehr in einen Leistungsantrag umgewandelten Antrag



auf Feststellung der Schadensersatzpflicht mache er von dem 
Vorbehalt de3 Art II Ziff 3 des Deutsch-Schweizerischen Ab­
kommens vom 2. November 1929 Gebrauch. Für einen etwaigen Scha- 

v den sei er auch nicht verantwortlich«. Zudem stehe dem Klage­
begehren der Einwand der Arglist bezw« der unzulässigen Rechts- 

. ausübung entgegen. Demgegenüber hat die Klägerin den Standpunkt 
vertreten, dass die Wiederholungsgefahr durch die Verpflichtungs­
erklärung des Beklagten nicht“ beseitigt worden sei. Das ganze 
Verhalten des Beklagten vor Klageerhebung und im Verlaufe des 
Rechtsstreits zeige, dass er hartnäckig an der Berechtigung 
des WarnSchreibens festhalte.

Das Berufungsgericht hat durch Teilurteil und Teil-Aner- 
kenntnisurteil unter teilweiser Abänderung £es landgerichtlichen 
Schlussurteils vom 7. Februar 1952 die Klage abgewiesen, soweit 
den mit ihr geltend gemachten TJnterlassungsansprüchen zu Ziff I,
1 a und b entsprochen worden ist. Ferner hat es den Beklagten 
gemäss seinem Anerkenntnis nach dem Feststellungsantrag der 
Klägerin verurteilt.

Mit der Revision begehrt die Klägerin Aufhebung des Teil­
urteils, soweit es der Berufung teilweise stattgegeben hat, und 
Zurückweisung der Berufung gegen das Schlussurteil des Landge­
richts hinsichtlich der Ziffern I, 1 a und 1 b. Der Beklagte 
bittet um Zurückweisung der Revision.

%

Entscheidungsgründe:

Das Berufungsgericht vertritt die Auffassung, dass die 
Unterlassungsansprüche mangels Fortbestehens einer Wiederholungs­
gefahr im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung keine 
urteilsmässige Anerkennung finden könnten. Sein Standpunkt ist 
kurz zusammengefasst der folgende: Durch die zu Protokoll des
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Gerichts abgegebene uneingeschränkte Verpflichtungserklärung 
des Beklagten, es bei Vermeidung einer Konventionalstrafe 
zu unterlassen, die beanstandeten Behauptungen aufzustellen 
und zu verbreiten, habe die Klägerin bereits das erlangt,was 
die Verurteilung erst noch bezwecken solle« Die vom Beklagten] 
eingegangene Vertragsstrafe von 3«OOO DM für jeden Pall der Zû 
Widerhandlung erscheine hinreichend hoch, ihn von weiteren Veri 
Warnungen abzuhalten. Dem Beklagten könne die letztlich doch 
noch gewonnene bessere.Hinsicht nicht aberkannt werden« Jeden­
falls lasse sich die bedingungslose Verpfiichtungserklärung 
des Beklagten verständigerweise nur -damit erklären, dass er 
seine Verteidigung gegen den Ünterlassungsanspruch - gleich­
viel aus welchen Gründen - endgültig als nutzlos aufgegehen 
habe» Biese Einsicht habe- sinnfälligen Ausdruck darin gefun­
den, dass er den zusätzlichen Peststell'ungsantrag anerkannt 
habe. Auch erleide die Ernsthaftigkeit im Nachgeben.keine Ein­
buße durch die weiterhin beibehaltene Art der Verteidigung des 
Beklagten gegen den noöh anhängigen Schadensersatzanspruch.

Bie Bevision bemängelt diese Ausführungen und meint, das 
Berufungsgericht habe unter Verletzung sachlichen Rechts 
und unter Verletzung des § 286 ZPO eine Wiederholungsgefahr 
zu Unrecht verneint. Sie verweist insbesondere darauf, dass 
der Beklagte gegen das Unterlassungsurteil des Landgerichts 
Berufung eingelegt und diese aufrechterhalten habe« Auch habe 
er bis zum Ende der I. Instanz die Rechtmässigkeit seiner War­
nungen verteidigt. Noch in der Berufungsbegründung, so betont 
die Revision, habe der Beklagte seine Patentanmeldung mit der: 
Erwartung endgültigen Schutzes und darüber hinaus die Recht­
mässigkeit seiner Warnungen mit angeblichen Auslands schutz­
rechten verteidigt. Bas Berufungsgericht habe nach alledem ein; 
11 einsichtsvolles Einlenken" des Beklagten nicht annehmen dürfe*
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Bas ganze Verhalten des Beklagten zeige, dass er die Unrecht­
mässigkeit seiner Handlungsweise nicht anerkannt, sondern nur 
unter dem Druc-k des Prozesses gehandelt habe«,

Bie Rüge der Revision ist nicht begründet» Die Präge, 
ob nach Lage der Sache eine Wiederholungsgefahr gegeben ist, 
ist eine Tatfrage und unterliegt daher in erster Linie dem 
pflichtgemässen Ermessen des Tatrichters, der über sie auf 
Grund der Prüfung aller wesentlichen Umstände des Palles zu 
entscheiden hat» Seine Entscheidung könnte Gegenstand eines * 
Revisionsangriffes nur sein, wenn sie von unrichtigen recht­
lichen Gesichtspunkten ausgegangen, ist oder wichtige Tatum­
stände ausser acht gelassen hat (BGHZ H, 163 £T6?7) • Ein sol­
cher Verstoss ist jedoch nicht ersichtlich» Pür die Präge der 
Wiederholungsgefahr kommt es nach ständiger höchstrichterlicher 
Rechtsprechung (RGZ'82, 59 j&J* EG GRUR 1939, 867) entschei­
dend darauf an, ob die Gefahr noch zur Zeit der letzten münd­
lichen Verhandlung bestanden hat» Ist sie auch erst im Verlaufe 
der Berufungsinstanz fortgefallen, so ist dies ausreichend, um 
ein Rechtsschutzinteresse zu verneinen» Gerade letzteres hat 
aber das Berufungsgericht angenommen. Zwar ist es richtig, 
dass bei der Prüfung der Wiederholungsgefahr grundsätzlich das 
Verhalten einer Partei auch-vor und während des Rechtsstreits 
gewürdigt werden muss und es in der Regel nicht allein entschei­
dend sein kann, welche Erklärungen in der letzten mündlichen 
Verhandlung abgegeben worden sind. Bas Berufungsgericht hat 
jedoch gegen diese Grundsätze nicht verstossen» Es hat viel­
mehr in den Entscheidungsgründen ausdrücklich auf den Vortrag 
der Klägerin Bezug genommen, wonach der Beklagte nach Meinung 
der Klägerin in äußerst leichtfertiger Weise ungerechtfertigte 
Warnungen ausgebracht, die dadurch hervorgerufene Beunruhigung 
der in Frage kommenden in- und ausländischen Geschäftskreise 
durch Schweigen auf die Anfrage der Firma K ^ H I K  &
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bewusst gefördert, trotz der überzeugenden Entgegenhaltung^ 
im Erteilungsverfahren keine Belehrungen angenommen habe und 
zuletzt vor erneuten versteckten Warnungen in seinem Schrei­
ben vom 19- April 1952 an die drei schon vor Beginn des Rech 
streite verwarnten Firmen nicht zurückgeschreckt sei«. Bas Be 
rufungsgericht hat jedoch, in Kenntnis des Verhaltens des Be-; 
klagten vor und in dem Rechtsstreit, geglaubt, dass trotz alj 
für ein späteres einsichtsvolles Einlenken des Beklagten noc 
Raum gewesen sei« Bas ist eine tatrichterliche Würdigung, die 
rechtlich möglich ist* Bas Berufungsgericht hat insbesondere 

die bedingungslose Verpflichtungserklärung unter Übernahme ei*ej 
hohen Konventionalstrafe im Termin vom 17« Oktober 1952 als 
entscheidende Kriterium angesehen. Bieses Verhalten, so erläu4 
tert das Berufungsgericht, lasse sich verständigerweise nur.dä 
mit erklären, dass sich der Beklagte über die Nutzlosigkeit 
seiner Verteidigung endgültig klar geworden sei. Bie Ansicht 
aber, dass die Klägerin über das stärkere Recht verfüge, müs­
se für die Ausscheidung der Wiederholungsgefahr genügen. Barüfc-er 
hinaus habe der Wille, sich dem stärkeren Recht der Klage zu 
beugen, erneut sinnfälligen Ausdruck darin gefunden, dass der 
Beklagte den zusätzlichen Feststellungsantrag, keine Rechte ‘ 
aus seiner noch laufenden Patentanmeldung gegenüber der Klä­
gerin und deren Bizenznehmerinnen herzuleiten, anerkannt hafce.J 
Wenn das Berufungsgericht aus alledem die Folgerungen zieht., 
dem Beklagten könne die letztlich doch noch gewonnene bessere 
Einsicht nicht aberkannt werden, so mag es damit allerdings 
nicht ausdrücklich festgestellt haben, der Beklagte habe das 
"bessere Recht" der Klägerin auch innerlich als ein solches . 
anerkannt; denn es läßt die Beweggründe, aus denen der Beklag-] 
te gehandelt habe, dahingestellt. Eine so weitgehende Fest­
stellung brauchte das Berufungsgericht aber auch, nicht zu tr$i 
fen, wenn es nur der festen tatrichterlichen Überzeugung war, 
der Beklagte werde seine Verwarnungen nicht mehr wiederholen,
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weil er sich überzeugt habe, er werde mit ihnen gegenüber der 
stärkeren HechtsStellung der Klägerin nicht durchdringen. Das 
-kann auch nicht durch eine Bezugnahme auf die Grundsätze ange­
griffen werden, die das Reichsgericht in seiner Entscheidung 
vom 5. Juni 1935 (RGZ 148, 114 ff) im Anschluss an seine frühere 
Rechtsprechung für die Beurteilung der Wiederholungsgefahr auf­
gestellt hat. Denn dieser Entscheidung lag insoweit ein anderer 
Tatbestand zugrunde, als es dort überhaupt an einer Uneinge­
schränktheit der Verpflichtungserklärung der beklagten Partei 
und an dem weiteren Erfordernis fehlte, dass die Beklagte ihre 
Verteidigung auf das Bestreiten der Wiederholungsgefahr be­
schränkt hatte. Auch hatte die beklagte Partei kein Anerkennt­
nis wie im Streitfall abgegeben. Wenn das Reichsgericht daher 
in der zitierten Entscheidung für die Präge der Wiederholungs­
gefahr darauf verwiesen hat, dass ihre Beantwortung davon ab- 
hänge, ob der Beklagte aus besserer Einsicht oder unter dem 
Druck des Prozesses gehandelt habe, so bezog sich das auf einen 
anderen als den vorliegenden Sachverhalt. Ein allgemeiner Rechts­
satz, die Wiederholungsgefahr könne nur geleugnet werden, wenn 
der Beklagte aus wirklich gewonnener besserer Einsicht d.h. aus der 
auch innerlichen Anerkennung des besseren Rechtes des Klägers 
gehandelt habe, läßt sich überhaupt nicht aufstellen. Der Be­
weggrund, aus dem heraus der Beklagte sich verpflichtet, die 
beanstandete Handlung nicht mehr zu wiederholen, ist vielmehr 
nur ein, wenn auch sehr wichtiges Beweisanzeiohen für die Ernst- 
lichkeit seiner Erklärung. Es kommt daher jeweils auf die Ge­
samtlage des Palles an. Wenn der Beklagte sich im Laufe des 
Rechtsstreits zu der auch inneren Anerkennung des Rechtes des 
Klägers durchgerungen hat, so wird das innerhalb der richter­
lichen Beweiswürdigung in der Regel sehr stark für die Ernst- 
lichkeit seiner Verpflichtungserklärung sprechen. Umgekehrt 
kann es nach den Umständen des Einzelfalles sehr wesentlich 
für die Wiederholungsgefahr sprechen, wenn das Verhalten der

I
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beklagten Partei erkennen läßt, dass sie bloß im Hinblick auf 
die ungünstige Prozeßlage ihr Verhalten zeitweilig geändert, 
sich im übrigen aber jeder Einsicht verschlossen hat. Nur ka 
daraus nicht die Rechtsregel hergeleitet werden, der Beklagte, 
müsse den Rechtsstandpunkt seines Gegners billigen und etwa 
die Rechtswidrigkeit seiner Handlungsweise für die Vergangen­
heit anerkennen. Wenn die reichsgerichtliche Rechtsprechung 
(vgl auch RGZ 98, 267 /2697) etwa dahin verstanden werden müß. 
te, dass eine solche Forderung aufgestellt werden sollte, wür­
de ihr nicht beigetreten werden können (siehe auch OLG Hambur 
GRUR 1950, 87 ß G ? ) .

Hiernach ist der Standpunkt des Berufungsgerichts je­
denfalls rechtlich nicht zu beanstanden, es brauche in Anbe­
tracht der von dem Beklagten abgegebenen unzweideutigen Ver­
pflichtung s er klärung und dem ausgesprochenen Anerkenntnis nich 
mehr im Einzelnen geprüft zu werden, aus welchen Gründen der 
Beklagte die Einsicht, sich dem stärkeren Recht der Klägerin 
zu beugen, gewonnen habe.

Die Revision rügt weiterhin, das Berufungsgericht habe 
bei der Würdigung des Verhaltens des Beklagten nicht genügend 
beachtet, dass der von diesem abgegebenen Verpflichtungser- 
klärung deswegen kein entscheidendes Gewicht habe beigelegt 
werden dürfen, weil der Beklagte als Schweizer Staatsangehöri­
ger durch ihre Abgabe keine Nachteile zu befürchten gehabt hab 
Während seine vorbehaltlose Einlassung in I. Instanz es auf 
Grund Art 2 Ziffer 3 des Deutsch-Schweizerischen Abkommens 
vom 2. November 1929 (RGBl 1930 II S 1066) ermöglicht haben 
würde, einen Verstoss gegen das Unterlassungsurteil, das auf 
Grund des Abkommens auch in der Schweiz hätte anerkannt werden 
müssen, in einem einfachen Verfahren, sei es gemäss dem § 890 
der deutschen ZPO, sei es gemäss einer entsprechenden Schweizer
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Vorschrift, zu ahnden, könne das Versprechen einer Vertragsstra­
fe nur im Wege einer erneuten ordentlichen Klage verwirklicht 
werden« Werde diese in der Bundesrepublik erhoben, so werde 
sich der Beklagte, nach seinem bisherigen Verhalten zu urtei­
len, darauf nicht vorbehaltlos einlassen* das darauf ergehende 
deutsche Urteil werde dann in der Schweiz, im Gegensatz zu 
einem im vorliegenden Rechtsstreit ergangenen Unterlassungs- 
urteil, nicht anerkannt werden. MUsse die Klage aber in der 
Schweiz erhoben werden, so sei die Prozeßstellung der Klägerin 
um deswillen schwächer, weil dann ein Schweizer Richter nach 
deutschem Recht entscheiden müsse. Endlich könne der Beklagte 
in einem Rechtsstreit, der auf Grund der Verpflichtungserklä­
rung neu geführt werden müsse, auf den Einwand der Arglist zu­
rückgreifen, den er sich in vollem Umfange Vorbehalten habe, 
während er diesen Einwand gegenüber einem im vorliegenden Rechts­
streit ergangenen Unterlassungsurteil nachträglich nicht mehr 
bringen könnte, Aus allen diesen Gründen habe das Berufungsur­
teil rechtsirrig angenommen, die von dem Beklagten abgegebene 
Verpflichtungserklärung sei "gleichwertig11 mi*fc dem von der Klä­
gerin erstrebten Unterlassungsurteil.

Auch dieser Angriff der Revision kann nicht zum Erfolg 
führen. Es ist allerdings richtig, daß ein im vorliegenden 
Rechtsstreit ergangenes Unterlassungsurteil in der Schweiz 
anerkannt worden wäre, während ein auf Grund der Verpflichtungs­
erklärung des Beklagten ergehendes deutsches Urteil in der 
Schweiz dann nicht anerkannt würde, wenn der Beklagte, was er 
in der Hand hätte, sich auf einen solchen deutschen Rechts­
streit nicht vorbehaltlos einlassen würde. Es ist weiter rich­
tig, dass dadurch die Klägerin u.U. genötigt werden könnte, auf 
Grund der Verpflichtungserklärung vor einem Schweizer Gericht 
zu klagen, das dann u.U. für es fremdes d.h. deutsches Recht 
anzuwenden hätte. Es ist aber nicht ersichtlich, wie der Be­
klagte, angesichts seiner Zugeständnisse in dem vorliegenden 
Rechtsstreit, gegenüber einer Klage aus der Verpflichtungser-
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klärung von dem Einwande der Arglist in grösserem Umfange soll 
te Gebrauch machen können, als ihm dies in einem Rachverfahre$ 
nach einem Unterlassungsurteil möglich wäre«,

Danach hat die Revision zwar Recht, wenn sie bestreitet, 
daß im vorliegenden Fall die Verpflichtungserklärung für die

t *Klägerin streng «gleichwertig” mit dem Unterlassungsurteil sei 
Darauf kommt es aber nicht entscheidend an» Es kommt vielmehr 
rechtlich nur darauf an, ob die verhältnismässig geringen Un­
terschiede in der Rechtsstellung, die die Klägerin einerseits

vdem Unterlassungsurteil, andererseits der Verpflichtungser- 
kläinmg gegenüber erlangt hätte, das Berufungsgericht hätten 
dazu veranlassen müssen, seine aus dem Inbegriff der Verhand­
lungen geschöpfte Überzeugung aufzuheben, der Beklagte werde 
werde seine Verpflichtungserklärung einhalten, eine Wiederho­
lung seiner Warnungen sei von ihm nicht zu befürchten» Das 
ist aber eindeutig zu verneinen» Der UrteilsZusammenhang ergibt 
klar, dass das Berufungsgericht diese'tatrichterliche Überzeu­
gung auch dann nicht aufgegeben hätte, wenn es den möglichen 
Rechtsfolgen, die sich für die Klägerin aus dem Urteil und aus 
der Erklärung ergeben konnten, noch näher nachgegangen wäre, 
als es das ausdrücklich getan hat»

Schließlich ergeben sich auch keine durchgreifenden recht­
lichen Bedenken gegen die Annahme des Berufungsgerichts, an der 
durch den Beklagten gewollt herbeigeführten Rechtslage ändere 
sich nichts durch die von ihm weiterhin beibehaltene Verteidi­
gung gegen den noch anhängigen Schadensersatzanspruch, Der 
Standpunkt des Berufungsgerichts, dass es dem Beklagten nicht 
zum Vorwurf gereichen könne, wenn er keine Einwendungen gegen­
über diesem Anspruch auslasse, beruht gleichfalls auf der Wür­
digung des Gesamtverhaltens des Beklagten im Rechtsstreit und
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kann daher aus Rechtsgründen nicht beanstandet werden,
<

Nach alledem war die Revision mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZRO zurückzuweisen.

Weinkauff Bock Nastelski Christoph Weiss

»
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